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Diese wichtige volkswirtschaft­
liche Funktion ist aber auf die 
Dauer n u r voll zu erfüllen, indem 
man zu enger Zusam menarbeit 
kommt: m it Forschungsinstituten, 
in Erfahrungsaustausdigruppen, in 
Arbeitsgem einschaften, die eine ge­
wisse Koordinierung der Produk­
tionsprogram m e erreichen lassen, 
in Rationalisierungskartellen, die 
zu einer Typenbeschränkung und 
einem A ufeinanderabstim m en der 
spezialisierten Produktionsprogram ­
me führen können; In manchen 
Fällen ha t sich eine gemeinsame 
V erkaufsstelle für m ehrere perso­

nenbezogene M ittelunternehm en 
als erfolgreich erwiesen. Gerade 
dadurch w urde ihre Selbständigkeit 
gefördert und ihre Position im 
W ettbewerb gefestigt. H ier kann 
starre dogmatische W irtschaftspoli­
tik großen Schaden stiften, z. B. 
durch verfehlte kartellgesetzliche 
Bestimmungen. Die Gefahr liegt 
u. a, darin, daß die Verwirklichung 
des Satzes „gleiches Recht für a lle“ 
häufig dazu führt, daß gleiche Be­
stimmungen für völlig ungleiche 
V erhältnisse angewendet werden.

Konzentration ist für die moderne 
Volkswirtschaft wesentlich. Im

Großwirtschaftsraum der EWG wer­
den sich die Tendenzen zum einsei­
tigen G rößerwerden der Unterneh­
men und zum Unternehmenszusam­
menschluß eher verstärken, da die 
Überlegenheit der großen Unter­
nehmen (z. B. auf dem Gebiete der 
Massenfertigung, der M arktanalyse 
und der Beschaffung der finanziel­
len Mittel) zunimmt. Ein „Opti­
mum" an Konzentration läßt sich 
niemals absolut festlegen. Es ist 
u. a. abhängig von der S tärke der 
m ittleren Unternehmungen, der 
Gegenmacht der Gemeinwirtschaft 
und der W irtschaftspolitik. (H. B.)

Beelin —  Bonn —  Beüssel
Der Dritte Tätigkeitsbericht des Forsdiungsbelrats für Fragen der Wiedervereinigung

Z wischen Berlin und Brüssel 
liegt Bonn. Von Bonn aus sind 

es auf der Eisenbahnkarte nacäi 
Brüssel (Gott sei es geklagt) we­
niger km  als nach Berlin. Unserem 
Herzen lieg t Berlin aber näher als 
Brüssel. Doch das sagt man nicht, 
obwohl es in Europa, dem V ater­
land der V aterländer, durdiaus an­
gebracht w äre. Von Berlin nach 
Brüssel is t es jedoch noch w eiter 
als nach Bonn, und es ist kein 
W under, w enn man die Einflüsse 
der europäischen Integration auf 
die W iedervereinigung bisher aus 
denU ntersuchungen desForsciiungs- 
beira tes für Fragen der W ieder­
vereinigung ausklam m ert und sie 
für eine spätere Forschungsperiode 
Vorbehalten hat. Aber wir sind alle 
nur Menschen, und unsere Kräfte 
sind begrenzt.

S elbstbegren zu n g  d e r  A u fgabe

Begrenzt is t auch die A ufgaben­
stellung des Forschungsbeirates, der 
uns in  Berlin seinen trotz aller Be­
grenzungen umfangreichen Dritten 
Tätigkeitsbericht für die Jah re  
1957— 1961 vorlegte. Ich hatte  den 
Eindruck, daß in der etwas an­
spruchsvollen Pressebesprechung 
diese Selbstbegrenzung des For­
schungsbeirates manchmal als Man­
gel em pfunden wurde, wenn es 
auch nicht sehr lau t ausgesprociien, 
aber doch hin und w ieder angedeu­
te t w urde. Die Presse in W est­

deutschland hat natürlich, im Gegen­
satz zur ostzonalen Presse durch­
aus die Freiheit, ihre eigene Mei­
nung zu äußern. Sie bedient sich 
aber dieses Rechtes meist nur in 
diskret „angemessenen" Formen. 
Es war natürlich im Rahmen der 
Selbstbegrenzung des Forschungs­
beirates auch nicht ganz einfach, 
das zu sagen, was jeder auf dem 
Herzen hatte.

Diese Selbstbegrenzung h a t zwei 
M arksteine: erstens, daß alle Fra­
gen und Überlegungen über die 
W ege zur W iedervereinigung, ihre 
Aussichten und Möglichkeiten Sache 
der politischen Gremien sei und 
nicht zur Aufgabe des Forschungs­
beirates gehöre, und zweitens, daß 
alle Überlegungen zur Gestaltung 
nach der W iedervereinigung Sache 
des neuen gesamtdeutschen Gesetz­
gebers sei. So beschränkt sidi also 
die Arbeit und die Aufgabe des 
Forschungsbeirates auf Empfehlun­
gen, die an einem noch nicht abzu­
sehenden Tage X, näm lidi dem 
Tage der W iedervereinigung, von 
dem neuen gesamtdeutschen Ge­
setzgeber für seine Gesetzesvorla­
gen akzeptiert oder verworfen w er­
den können. Eine etwas undank­
bare Aufgabe. Es is t nichts dagegen 
einzuwenden, daß diese Arbeit 
trotz aller Beschränkungeni unge­
heuer umfangreich ist und daß es 
doch durdiaus einen tiefen Sinn hat, 
jederzeit über das Gesdiehen und

die W andlungen in der Sowjetzone 
unterrichtet zu sein. Aber zweifel­
los würden manche Empfehlungen 
w irklichkeitsnaher sein, wenn 
sie auf dem H intergrund der po­
litischen Überlegungen angestellt 
w orden wären, wozu die Persön­
lichkeiten des Forschungsbeirates 
sicher in  der Lage gewesen wären.

Diesem -Mangel an politischer 
Fragestellung ist auch manches 
M ißverständnis in der Diskussion 
zuzuschreiben. So wurde von einem 
Kollegen in  der Aussprache die 
sehr berechtigte Frage gestellt, ob 
die europäische Integration der 
W iedervereinigung hinderlich sein 
könne. Die von einem Mitglied 
des Beirats gegebene Antwort, daß 
ja  die Stärkung des deutschen 
W irtsdiaftspotentials infolge der 
Integration die W iedervereinigung 
nur erleichtern könne, is t zweifel­
los ein solches M ißverständnis, das 
in der Selbstbegrenzung liegt. Auf 
politischer Seite bringt die Integra­
tion zweifellos auch eine Erhöhung 
des Potentials, das in  den Augen 
der östlichen Gegenspieler zweifel­
los eine abzulehnende Auswirkung 
darstellen dürfte. Der Fragesteller 
meinte natürlich die politische Seite, 
und darin w äre die A ntw ort sehr 
vielschichtig, wenn auch bei ge­
schickter diplomatischer Behand­
lung von vornherein nicht durchaus 
negativ gewesen. U nter diesem 
Blickwinkel hat diese Selbstbegren­
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zung besonders die Diskussion 
etwas verarm t und manche Frage 
verzerrt.

D ie D ynam ik  
d er w irtschaftlichen E ntwicklung

W enn man dieser A rbeit nun 
aber schon das politische Herzblut 
abgedrosselt hat, so hätte man ihr 
doch die Dynamik dés Geistes be­
w ahren sollen, und das w ar nicht 
immer überzeugend, Das typische 
Zeichen einer freien W irtschaft ist 
es, daß sie im ewigen W andel 
steht, daß W irtschaftsdenken, W irt­
schaftspolitik und dam it auch die 
Gestaltung der wirtschaftlichen 
W irklichkeit einer stetigen (oder 
unstetigen) Dynamik unterworfen 
sind. Meines Erachtens hat der 
Forschungsbeirat bei seinen Unter­
suchungen zu sehr die gegenwär­
tige westdeutsche W irklichkeit im 
Auge gehabt und sie als Modell 
benutzt, als daß er sich der Dyna­
mik des wirtschaftlichen und politi­
schen W andels bewußt geworden 
wäre, die nun einmal das Zeichen 
der Freiheit ist. Unser Modell der 
kleinstaatlichen Politik und der 
kleinstaatlichen W irtschaft wird 
bald der V ergangenheit angehören. 
So bahnen sich im Rahmen der 
europäischen Integration Ténden- 
zen an, die sich sehr bald auf die 
politische Dogmatik und auch auf 
die wirtschaftspolitische Linie aus- 
w irken werden. Es w äre für die 
Arbeiten des Forschungsbeirates 
sicher noch fruchtbarer gewesen, 
wenn mehr die Tendenz als die 
W irklichkeit Maßstab der Empfeh­
lungen gewesen wäre. Allerdings 
w äre es, das ist einzusehen, hier­
bei schwieriger gewesen, die Ein­
m ütigkeit aller Beschlüsse, die 
etwas zu oft betont Wurde, zu er­
reichen.

W eltanschauung  
u n d  W irtschaftsordnung

Im Hinblick auf die westdeutsche 
W irklichkeit w ar es für den For­
schungsbeirat verhältnism äßig ein­
fach, zwischen, der in  der Sowjet­
zone herrschenden W irtschaftsord­
nung, der Befehlswirtschaft, und 
der in W estdeutschland herrschen­
den Marktwirtschaft, die durch 
W ettbewerb bestimmt wird, einen ' 
Gegensatz aufzustellen und die 
Empfehlungen nach diesem Gegen­

satz auszurichten, d. h. praktisch, 
die Beseitigung des zwangswirt­
schaftlichen Systems durch das 
ebenso um strittene System eines 
umfassenden W ettbew erbs zu for­
dern. Aber so einfach liegen die 
Dinge nicht: freie W irtschaft ist nicht 
schlechthin mit M arktwirtschaft und 
diese wiederum nicht mit W ett­
bewerbswirtschaft gleichzusetzen. 
Eine gewisse M arktwirtschaft bil­
ligte man ja  sogar — nach Beseiti­
gung der Produktionsengpässe — 
der sowjetzonalen W irtschaft zu. 
Bei einem Herausarbfeiten der Ge­
gensätze kann man nicht im For­
malen steckenbleiben, sondern man 
muß etwas tiefer gehen.

Es ist das Prinzip der freien 
W irtschaft w ie auch einer freien 
Gesellschaftsordnung, die Ordnung 
aus den unzähligen Entscheidungen 
der Individuen zu gewinnen und 
das obrigkeitliche Reglement, das 
die unabdingbare Freiheit an prak­
tisch anwendbare Spielregeln bin­
det, darauf zu beschränken, daß es 
dafür sorgt, daß aus dem Wider^ 
spiel der Freiheiten nicht ein anar­
chisches System der Gewalt oder 
der Unterdrückung wird. Diese 
freie Gesellschaftsordnung hat auch 
dafür zu, sorgen, daß wir uns nicht 
aus Furcht vor der Freiheit einem 
Automatismus verpflichten und ihn 
zum Dogma unseres gesellschaft­
lichen Geschehens machen. Dem­
gegenüber wird das Geschehen un­
ter der sowjetischen W irtschafts­
ordnung von einer wirtschafts­
fremden Zielsetzung diktiert und 
die Durchführung obrigkeitlichen 
Funktionären übertragen (ähnlich 
unserer Kriegswirtschaft). Der in­
dividuelle W ille scheidet dabei als 
Triebfeder aus. Deshalb gibt es 
zwischen diesen • Systemen keinen 
Kompromiß, auch wenn sich die In­
strum ente in ihren Formen annä­
hern sollten. Nicht die Instrumente 
unterscheiden die W irtschaftsord­
nungen, sondern die W irtsdiafts- 
gesinnung und die W eltanschauung, 
die diese Instrum ente beseelt.

Es ist etwas gefährlich, wenn 
wir das Modell des W ettbewerbs 
allzusehr zum Vorbild für eine ge­
samtdeutsche W irtschaftsgestaltung 
nehmen, denn die W ettbew erbs­
wirtschaft ist ja  nur eine Form der 
Marktwirtschaft. Und sie ist, das 
dürfen wir nicht vergessen, ein

Automatismus auf dem Gebiet der 
W irtschaftsordnung. Es muß davor 
gewarnt werden, das gegenwärtige 
westdeutsche Modell als das beste 
aller M odelle zu überschätzen. Ge­
rade die Wettbewerbswirtschaft ist 
ein schwacher Punkt unserer freien. 
W irtschaftsordnung, denn im letz­
ten Grunde engt sie die indivi­
duelle Entscheidung durch die Ge­
setze eines seelenlosen und mathe­
matischen Automatismus ein.

T enden z a ls  Beurteilungsm aßstab

Gerade die Wiedervereinigung 
bietet, wenn sie stattfindet, eine 
seltene Gelegenheit, neue Formen 
und Ideen zum Tragen zu bringen, 
die in der Tendenz zwar bereits 
vorhanden sind, die sich aber im 
normalen Geschehen nur langfristig 
durchsetzen können. Im Zuge der 
europäischen Integration bahnen 
sich solche Tendenzen verstärkt an, 
und es w äre zweifellos zu begrü­
ßen, wenn die A rbeiten des For­
schungsbeirates etwas mehr unter 
diesem Aspekt stehen könnten. 
Denn der wichtigste Grundsatz, un­
ter dem die Arbeit steht, ist ja 
gerade der der Transformation. 
Und diese Transformation hetrifft 
die Ordnungen in beiden Gebiets­
teilen. Die W iedervereinigung muß 
ein neues Gebilde mit neuen For­
men und Regeln schaffen, aller­
dings auf der Grundlage einer 
freien Gesellschaftsordnung. Das 
erschwert und erleichtert die Pro­
bleme der W iedervereinigung zu 
gleicher Zeit. Diesen Grundsatz soll 
man besonders auch bei den Emp­
fehlungen für die Eigentumsord­
nung zur Geltimg kommen lassen. 
Bisher w urde diese Frage positiv 
eigentlich nur bei der Diskussion 
über die Nutzungsverträg© im Rah­
men der gewerblichen Wirtschaft 
behandelt. M an könnte zweifellos 
zu ' ebenso positiven Ergebnissen 
auf dem Gebiet des Agrareigen­
tums, des Genossenschaftswesens 
und schließlich der Kollektive kom­
men. Es w äre zu erwägen, ob man . 
für eine Übergangszeit nicht über­
haupt die Realrestitution im Be­
reiche des Eigentums ausschalten 
sollte. Man würde dadurch die Ge­
fahr vermeiden, vorzeitig Endgülti­
ges zu schaffen, was sich später 
vielleicht als nicht haltbar oder 
unzweckmäßig herausstellen sollte. ,
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Es w äre völlig falsch, wenn man 
aus diesen A nregungen, aud i wenn 
sie sid i bem ühen, ins Grundsätz- 
üd ie vorzustoßen, eine Kritik an 
den bisherigen A rbeiten des For- 
sdiungsbeirates herauslesen wollte. 
Es ist eine ungeheure A rbeit ge­
le iste t worden, und zw ar auf einem

sehr sdiwierigen Gebiet, zumal das 
ganze verfügbare M aterial eine 
besonders sorgfältige Prüfung und 
Angleidiung an statistisches Ma­
terial erfordert, das aus völlig an­
deren Erhebungsgrundsätzen ge­
wonnen worden ist. Deshalb soll 
dem Forsdiungsbeirat an dieser

Stelle für seine M ühen herzlidi ge­
dankt werden. Mit dem Dank soll 
aud i der W unsdi verbunden wer­
den, daß die von ihm erarbeiteten 
Empfehlungen red it bald eine posi­
tive Verwertung in einem neuen 
Gesam tdeutsdiland finden können.

Lothar Berghändler

Ein schwieriges Kapitel: Sprachstil der EWG

,w ;ie  der Stil, so ist der 
TT M ensdi" — die W ahrheit die­

ses aus dem  Französisdien stam­
m enden Spridiw ortes ist wohl all­
gem ein anerkannt. N idit nur Privat­
personen, sondern audi die in Be­
hörden und O rganisationen Tätigen 
sollten sid i die Bedeutung dieses 
Satzes stets vo r Augen halten. Das 
trifft in besonderem  Maße auf in­
ternationale D ienststellen zu, die 
bei der A nerkennung versdiiede­
ner A m tsspradien auf besondere 
Sdiw ierigkeiten stoßen, einen k la­
ren Stil zu entwidseln. Gerade in 
der le tzten  Zeit w erden die Klagen 
über den von der EWG-Kommission 
verw andten Stil immer häufiger, so 
daß ein stillsdiw eigendes ü b e r­
gehen für alle Seiten sdiädlidi 
wäre. M an sollte daher den „Brüs­
seler Stil" einm al genauer unter­
sudien.

„ G la n z  u n d E len d  d e r  Cbersetaung“

Die Europäisdie W irtsdiaftsge­
m einsdiaft (EWG) kennt vier Amts­
sprad ien : Deutsdi, Französisdi, Ita- 
lienisdi und N iederländisdi. Die in 
den D ienststellen der EWG tätigen 
Beam ten stam m en aus Ländern, in 
denen diese v ie r Spradien als Mut- 
te rsp rad ien  beheim atet sind. Fast 
immer w erden also die jeweiligen

Verlautbarungen in der M utterspra- 
die eines dieser Beamten verfaßt. 
Dann ist eine Übersetzung in die 
drei anderen Spradien der Gemein­
sdiaft notwendig. Und hier beginnt 
dann, was audi José Ortega y  
Gasset als „Glanz und Elend der 
Übersetzung" bezeidinet. W er sidi 
mit Übersetzungen einer sdiw ieri­
gen Fadim aterie befaßt, weiß, daß 
eine genaue Übertragung vor allem 
eines Fadiausdrudies in eine zweite 
Spradie eine Unmöglidikeit ist. 
Diese den Fadiübersetzem  gestellte 
Aufgabe bezeidinet man am besten 
mit einem französisdien Satz, der 
audi nicht ganz übersetzbar ist, als 
„la mer à boire", d. h. als eine 
Arbeit, die der Aufgabe gleidi- 
kommt, das M eer auszutrinken. 
Ortega hat dies in der bereits er­
wähnten Betraditung unnadiahm- 
lidi folgendermaßen gesdiildert: 
„Die Übersetzung ist der dauernde 
literarisdie flou (französisdier Aus­
drude für die Unsdiärfe bei photo- 
graphisdien Aufnähmen), und wie 
andererseits das, was wir Blödheit 
zu nennen pflegen, nidits anderes 
ist als der flou des Denkens, so 
werden w ir uns n id it darüber wun­
dern, daß ein übersetzter Autor uns 
immer ein w enig blöd vorkommt." 
Eine zweite Sdiwierigkeit ergibt sidi

aus der alltäglidien Zusammenarbeit 
versdiiedenspradiiger Beamter.

D ie Spesia l-T erm in o log ie  
von B rüssel

In dem Bestreben, einen halb­
wegs sadigerediten Ausdrudt für 
einen bestimmten Begriff zu finden, 
w ird häufig ein Ausdrude einer be­
stimmten Spradie, die meistens die 
französische ist, aucJi in  die ande­
ren Sprachen übernommen. Es sind 
meistens Ausdrücke, die sich in den 
„Duden" der einzelnen Sprachen 
nicht wiederfinden. Ein Beispiel: 
Das französische W ort „implica­
tion", das etwa m it „bestimmendes 
Element" übersetzt werden kann, 
w ird ins Deutsche mit „Implikation" 
übertragen. Das führt zu einer w irk­
lich untragbaren Verbalhornung der 
deutschen Sprache. Es bildet sich 
also in Brüssel ganz natürlich eine 
Terminologie heraus, die nur dem­
jenigen verständlich ist, der die Be­
deutung dieser Ausdrücke auch in 
der Ursprungsspradie kennt.

Eine letzte Schwierigkeit, die man 
nur w ieder als Ele"nd der überse t­
zungsarbeit bezeichnen kann, ist 
die in Brüssel w ie überall sidi er­
gebende Notwendigkeit, daß Über­
setzungen „möglichst schon vor-

Regelmäßige Liniendienste nach allen Teilen der Welt

HAMBURG-AMERIKA LINIE H A M B U R G  1 .
,  V 1, '

' B A t L I N D A M M  25,  '
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